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Das Abonnement auf dieſes täglich brei Mal er: 
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fen 4½ Mart, für ganz Deutſchland 5 Mark 45 Pf. 
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beim e, 


1880. 


"wie: 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Petitzeile oder deren 

m, Reklamen verhältnißmäßig höher, find an die 

Expedition zu ſenden und werden für die am fol- 

genden Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 
5 Uhr Nachmittags angenommen. 


TJDaeulſcher Reichstag. 
ö 43. Sitzung. 


Berlin, 1. Mai. 114 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Hof⸗ 
mann, Scholz, Burchard u. A. ’ 

Die zunächſt auf der 1 mung ſtehende Interpellation 
der Abgg. Wolffſon, öring und Rickert erklärt Unter⸗ 
Bu retär Scholz jofort beantworten zu wollen. Sie iſt an den 

eichskanzler gerichtet und lautet: R . 

„st es richtig, daß die preußische Regierung bei dem Bundes⸗ 
rath beantragt hät, die Einverleibung der Stadt Altona und eines 
SCH, der amburgiſchen Vorſtadt St. Pauli in das Zollgebiet zu 

eſchließen? S 5 

Sind der Einbringung dieſes Antrages Verhandlungen mit der 

Stadt Hamburg wegen Einverleibung eines Theiles ihrer Vorſtadt St. 
Pauli in das Zollgebiet vorausgegangen und eventuell welchen Erfolg 
haben dieſelben gehabt? 1 f "es 
Iſt der oben erwähnte preußiiche Antrag darauf gerichtet, daß die 
Einverleibung eines Theiles der Vorſtadt St. Pauli in das Zollgebiet 
auch ohne die Zuſtimmung der Stadt Hamburg ſtattzufinden habe und 
zutreffenden Falles, wie iſt ein ſolches Vorgehen in Einklang zu bringen 
mit Art. 34 der Reichsverfaſſung?“ 5 8 
Abg. Wolffſon giebt zunächſt eine Geſchichte des preußiſchen 
en und wiederholt die aus den Zeitungen bekannte Begründung 
eſſelben, i 


in welcher namentlich auf die Konkurrenz Hamburgs mit 
Altona verwieſen und ausgeführt wird, daß Hamburg ein Wider⸗ 
ſpruchsrecht in Bezug auf die Einverleibung St. Pauli's nicht habe, 
denn das Separatrecht Hamburgs beziehe ſich nur auf die Stadt; die 
age, ob das ſonſt vom Zollanſchluß ausgenommene Gebiet dem 
wecke entſpreche, wie es im Artikel 34 heißt, habe der Bundesrath zu 
entſcheiden. Es handelt ſich allerdings um einen Antrag der preußi⸗ 
ſchen, nicht der Neichs egierung oder des Reichskanzlers; wir haben 
aber ein anderes Mittel nicht, die preußiſche Regierung zu befragen, 
als indem wir uns an das Reichskanzleramt wenden. Denn wenn der 
preußische Miniſterpräſident einen Antrag an den Bundesrath bringt, 
ſo wird der Reichskanzler ſich doch wohl über ſeine Stellung zu dem⸗ 
ſelben ſchlüſſig gemacht haben. (Heiterkeit) Ich nehme an, daß man 
uns aus rein formalen Gründen die Antwort nicht verweigern wird. 
Was zunächſt den Anſchluß der Stadt Altona betrifft, der nicht ein 
Gegenſtand unſerer Interpellation iſt, Io will ich darauf aufmerkſam 
machen, daß Altona immer mit Privilegien und Freiheiten aus⸗ 
geſtattet war, ſogar mit größeren als Hamburg ſelbſt; man hat 
das 1 Gedeihen der Stadt für förderlich gehalten. Richtig iſt, 
daß Altona unter der 
auch nicht in Abrede ſtellen, daß in manche 
Verhältniſſe von Altona einen Rückgang erfahren haben 
ei dieſem Rückgange nicht ohne Einfluß geweſen, daß Hamburg früher 
einen, wenn auch nur kleinen Zoll von einer Reihe eingehender Waaren 
erhob, der 1864 aufgehoben wurde. Aeltere Mitglieder des Reichstages 
werden ſich erinnern, daß von hier aus ſtark auf die Beſeitigung die⸗ 
ſes Zolles hingedrängt wurde. Die Frage, ob wirklich der Anſchluß 
der Städte Altona und Hamburg an den Zollverein, der ja nach 
manchen Richtungen hin eine Belebung des gewerblichen Verkehrs her⸗ 
vorrufen würde, einen ausreichenden Erſatz geben würde für die Be⸗ 
ſchränkung der bisherigen Beziehungen, möchte ich mit Nein beantwor⸗ 
ten. Soll Altona Vortheil haben und namentlich von der Hambur⸗ 
giſchen Konkurrenz befreit werden, dann muß man doch Hamburg nicht 
mit anſchließen, ſonſt würde ja die Konkurrenz innerhalb der Zollgrenze 
weiter beſtehen. Aber am ſchlimmſten kommt Altona weg, wenn 
Hamburg ſich mit einem Theil ſeines maßgebenden Gebiets dem Zoll⸗ 
verein anſchließen würde. Der Antrag der preußiſchen Regierung be⸗ 
en den Anſchluß der Vorſtadt St. Pauli; die Stadt Hamburg mit 
m Hafen ſoll außerhalb des Zollvereins bleiben. Alle Vortheile, die 
Altona durch eine freiere Kommunikation mit dem Zollgebiete erzielen 
würde, gingen dadurch wieder verloren, ſie würden St. Pauli zu Gute 
kommen. Verſtändlich iſt alſo dieſer Antrag im Intereſſe Altona's 
nicht. Es iſt das eine Frage, die die preußiſche Regierung mit den 
Eingeſeſſenen der Stadt Altona zu erörtern haben wird und in die 
mich einzumiſchen ich keine Veranlaſſung habe. Für mich iſt die weſent⸗ 
llichſte Frage der Anſchluß von St. Pauli. Der Zollvereinsvertrag 
vom 3. Juni 1867 hatte in ſeinem Artikel 6 die Vorſchrift, daß der 
Vertrag auf gewiſſe Staaten — es waren genannt u. A. die beiden 
Mecklenburg und die Hanſeſtädte — erſt Anwendung finden ſollte, wenn 
die Gründe aufgehörk haben, welche die volle Anwendung des Ver⸗ 
trages noch ausſchloſſen. Aus dieſer Beſtimmung hat der preußiſche 
Antrag hergeleitet, daß das Recht der Hanſeſtädte nur ein pro⸗ 
viſoriſches ſei. Dieſe Deduktion iſt falſch. Bei dem Zollvereinsver⸗ 
trage von 1867 handelte es ja um einen internationalen Vertrag, 
um eine Feſtſtellung des Verhältniſſes des Zollgebiets zu den anderen 
E agten. An welche Bedingung der Eintritt Hamburgs in den Zoll⸗ 
verein geknüpft werden ſollte, darüber beſtimmte nicht der Zollvereins⸗ 
rag, ſondern die Verfaſſung in Art. 34 „die Hanſeſtädte Bremen 
E Hamburg mit einem dem Zwecke entſprechenden Bezirke ihres oder 
es umliegenden Gebiets bleiben als Freihäfen außerhalb der gemein⸗ 
Kbaftlichen Zollgrenze, bis fie ihren Einſchluß in dieſelbe beantragen.“ 
g it nicht von einem Proviſorium die Rede. Ich will nicht uner⸗ 
deihnt laſſen, daß die Verhältniſſe in manchen Beziehungen ſich geän⸗ 
Bre haben, aber doch nicht in der Richtung, um für Hamburg und 
Bremen den Anſchluß zu erleichtern. Selbſt die eifrigſten Anhänger 
schl neuen Zolltariis werden das zugeſtehen müſſen, leichter iſt der An⸗ 
vi uß nicht geworden. Die a enthält eine Beſtimmung über 
3% Averſen, wonach Hamburg und? temen pro Kopf eine beitummte 
sëng zu leiſten haben an Stelle der Jollintraden, die im Zollgebiet 
j chlaben werden; außerdem wird für die ſtädtiſche Bevölkerung ein Zu⸗ 
A ail von 3 Mark pro Kopf erhoben. Es fand eine kommiſſariſche Be⸗ 
mit ung darüber ſtatt, einen Theil der Vororte — nicht zu verwechſeln 
zu der Vorſtadt — die ſtädtiſch bebaut waren, auch dieſem Zuſchlag 
11 cht aterwerfen. Der hamburgiſche Senat konnte die Ueberzeugung 
gewinnen, daß die Verhältniſſe zu einer ſolchen Aenderung an⸗ 


j 
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Bim ſeien, erklärte ſich aber zu einer Enquete bereit. Kurze Zeit 
wi auf wurden die Verhandlungen über einen Zuſchlag zu den Averſen 


aufgenommen und führten dazu, daß der Zuſchlag von 3 Mark 

= . 8 0 

SN Mark erhöht wurde. Man glaubte, daß Hamburg nun Ruhe 

eic N aber wo hat in unſern neuen Verhältniſſen im deutſchen 
inge er Be jemals Ruhe. Wenn Sie den Zuſammenhang der 

wenn anſehen, jo werden Sie mir zugeſtehen, daß es begreiflich iſt, 

| man in den betheiligten Kreiſen in der ganzen Maßregel 


hamburgiſchen Konkurrenz zu leiden hat. Handelsverke 
burg in manchen Beziehungen die dort erfolgt die Beladung der Biuttompfihifte und einiger Seochſe: 
n. Sa, SE 


nicht den Weg erblickt zum Anſchluß von Altona, fondern den 
Weg, um Hamburg zu nöthigen, ſeinerſeits auf ſeine Stellung 
zu verzichten. Ich weiß, daß über die Frage der Zweckmäßigkeit 
des Anſchluſſes die Meinungen in Aan ſelbſt verſchieden (up, 
Auf dieſe Frage will ich nicht eingehen. Aber darauf will ich doch 
binmeifen, daß durch unſere bisherige Freiheit in den Handelsbeziehungen 
ſchon aus der Zeit vor dem Norddeutſchen Bund gewiß ſchätzenswerthe 
Reſultate erzielt worden ſind. Bremen wie Hamburg haben ſich eine 
ehrenvolle Stellung in der deutſchen Handelswelt erobert, Hamburg 
iſt auf dem europäiſchen Kontinente die größte Handelsſtadt. Und 
dieſe Stellung der beiden Hanſeſtädte gereicht dem Vaterlande „nicht 
zur Unehre. Verzeihen Sie es uns deshalb, wenn wir unſere Errun⸗ 
enſchaften nicht ſo leicht aufgeben wollen und nicht auf allerlei Ver⸗ 
prechungen hören, wo Sie uns Vortheile nachzuweisen nicht im Stande 
find. Es beſteht kein Zweifel, daß Hamburg urd Bremen ein Sonder⸗ 
recht haben, außerhalb des Zollvereins zu bleiben, bis ſie ſich ſelbſt 
entſchließen, auf ihre Sonderſtellung zu verzichten. Der preußiſche An⸗ 
trag ſagt nun, dies Sonderrecht beziehe ſich nur auf die Stadt nicht 
auf die umliegenden Gebietstheile. Ich will die Frage nicht erörtern, 
ob die Beſtimmung des Art. 34 von einem „dem Zwecke entſprechenden 
Bezirke des umliegenden Gebietes“ die Bedeutung einer vertragsmäßigen 
Beſtimmung hat, die für den betreffenden Gebietstheil gilt, von dem 
Augenblicke an, wo der Bundesrath ihn abgegrenzt hat, oder ob der 
Bundesrath berechtigt iſt, die e AA dieſes zweckentſprechenden 
Gebietstheiles zu ändern. Die Frage iſt: Iſt St. Pauli ein Theil der 
Stadt oder gehört es zu dem Gebiet, d. h. zu dem Landgebiet. In 
der Stadt Hamburg exiſtirte ein gewiſſes Unterthanenverhältniß der 
Bewohner der Vorſtädte zur eigentlichen Stadt. Dies Verhältniß 
wurde ſucceſſive beſeitigt und es entſtand eine Trennung zwiſchen Land⸗ 
und Stadtgebiet. Ich kann jetzt nur noch drei Merkmale der Unter⸗ 
ſcheidung zwiſchen Hamburg und St. Pauli anführen. Einmal beſitzt 
St. Pauli noch eine getrennte Armenverwaltung, es iſt befreit von der 
Konſumkionsſteuer, und der niedrigſte Steuerſatz der Einkommenſteuer 
iſt in St. Pauli niedriger, als in Hamburg. In allen anderen Bezie⸗ 
hungen gehören Hamburg und St Pauli vollſtändig zuſammen. Die 
Staatsbehörden ſind auch zugleich Gemeindebehörden der Stadt, wäh⸗ 
rend die ländlichen Ortichaften eigene Gemeindebehörden haben. Be⸗ 
ſondere Verwaltungsbehörden für St. Pauli giebt es nicht. Unmittelbar 
vor der Konſtituirung des Norddeutſchen Bundes, 1865, wurde ein Bau⸗ 
polizeigeſetz erlaſſen, welches unter „Stadt“ ausdrücklich auch St. Pauli 
mit begreift. Die Verfaſſung der evangeliſch⸗lutheriſchen Kirche Hamburgs 
theilt das Gebiet in einen Stadt⸗ und zwei Landkreiſe, der erſtere um⸗ 
faßt die innere Stadt und St. Pauli. Sind das nicht ſchlagende 
Beweiſe, wie die Hamburgiſche Verfaſſung die Sachlage auffaßt? In 
St. Pauli konzentrirt n Theil des Handelsverkehrs, 


es befinden ſich dort das Seemannshaus mit der Seewarte, die Speicher 
der nordamerikaniſchen fc dir eee eine Reihe großer 
Etabliſſements, eine Raffinerie für Kolonialzucker, große Lager und 
Speicher, die eben wegen der Freiheit des Verkehrs theuer bezablt 
worden ſind. Die Hafenſtraße liegt in St. Pauli. Daß man übrigens 
St. Pauli auch in der Verfaſſung als zur Stadt gehörig betrachtet, 
beweiſt folgender Umſtand: Bei der Feſtſtellung des für die ſtädtiſche 
Bevölkerung zu zahlenden Zuſchlags von 3 Mark hat man die Be⸗ 
völkerung von Hamburg und St. Pauli zuſammen als ſtädtiſche be⸗ 
rechnet. (Hört!) An den Hauptverkehrspunkten zwiſchen Hamburg 
und St. Pauli hat man, abgeſehen vom Schiffsverkehr durchſchnittlich 
den Tagesverkehr nach beiden Richtungen feſtgeſtellt auf 117,220 Fuß⸗ 
gänger, 2991 Güterwagen, 921 Omnibus⸗ und Pferdebahnwagen, 938 
andere Perſonenwagen. In dieſen Verkehr hinein will man die Zoll⸗ 
grenze legen, wie einen Pfahl in geſundes Fleiſch. (Hört!) Eine ſo 
tief einſchneidende Vorlage hat man gemacht, ohne daß nur irgend 
eine Andeutung dem hamburgiſchen Senate gegeben (Hört !), geſchweige 
denn vorher in irgend eine Verbindung mit ihm getreten iſt. Ich habe 
Ihnen bereits die Gründe angeführt, weshalb die betheiligte Be⸗ 
völkerung angenommen hat, daß es ſich weniger um den Anſchluß 
Altonas, als um einen Druck auf Hamburg handelt. Sie werden es 
begreiflich finden, daß dieſe Auffaſſung einen erbitternden Eindruck auf 
unjere Bevölkerung macht. Es handelt ſich um einen Antrag 
Preußens, der Prinzipalmacht, an deren Spitze derſelbe Mann ſteht, 
der die deutſche Regierung leitet; es handelt ſich um den Antrag 
einer Inſtanz, in deren Händen jeder Deutſche ſeine berechtigten Inter⸗ 
eſſen und Anjsrüche geſichert glaubt, einer Inſtanz, auf die er feſtes 
Vertrauen ſetzt. Von dieſer Inſtanz iſt die Handlung ausgegangen, 
die nicht den Charakter der Bundesfreundlichkeit trägt (Sehr richtig!), 
eine Handlung, die auf die Haltung der Bevölkerung in erbitternder 
Weiſe einwirken muß. Wenn unſere Anfrage in der Weiſe beantwortet 
wird, daß die Antwort uns die Gewähr giebt, daß die verfaſſungs⸗ 
mäßige Berechtigung zu dieſem Antrage in abermalige ernſte Er⸗ 
wägung gezogen wird, — denn von der Abjicht, das verfaſſungemäßige 
Recht zu verletzen, kann ja nicht die Rede ſein, — wenn die Antwort 
der hamburgiſchen Bevölkerung die Beruhigung giebt, daß dieſe Maß⸗ 
regel nicht der erſte verhängnißvolle Schritt iſt zur Ausführung eines 
anzen Syſtems, das der Stadt Hamburg ihr verfaſſungsmäßiges 
Recht verleiden ſoll, ſo würde ich das für ein ſehr glückliches Reſultat 
halten. (Beifall.) dë . É 
Unterſtaatsſekretär Scholz: Nicht im Namen der verbündeten 
Regierungen, ſondern im Namen und im Auftrage des Herrn Reichs⸗ 
kanzlers habe ich auf die Interpellation konform dem Inhalt der ge⸗ 
ſtellten Fragen Folgendes zu antworten. Daß die preußiſche Regie 
rung beim Bundesrath den Antrag geſtellt hat, einen Beſchluß dahin 
zu faſſen daß die Stadt Altona und ein Theil der Vorſtadt St. Pauli 
in das Zollgebiet einzuziehen ſei, daß der Einbringung dieſes Antrages 
nach der Reichsverfaſſung nicht erforderliche Separatverhandlungen mit 
Hamburg nicht vorausgegangen ſind und daß der preußiſche Antrag 
dahin geht, den Anſchluß eines Theiles von St. Pauli eventuell auch 
ohne Zuſtimmung Hamburgs beſchloſſen au ſehen, das Alles find That⸗ 
ſachen, auf deren Geheimhaltung von keiner Seite ein Werth gelegt 
worden iſt, die deshalb auch ſehr bald bekannt geworden ſind und die 
daher auf die Anfrage des Interpellanten nicht zu beſtätigen keine 
Veranlaſſung vorliegt. Hierüber hinaus aber in eine Erörterung Weier 
allgemein bekannten Thakſachen einzugehen, fie zu motiviven oder zu 
vertheidigen in rechtlicher oder faktiſcher Hinſicht, muß der Reichskanzler 
ablehnen, weil er es mit der ihm obliegenden Rücksichtnahme auf die 
Stellung des Bundesrathes und auf die Wahrung der Freiheit der 
Verhandlungen des Bundesrathes nicht vereinbar finden würde, über 
einen beim Bundesrath von einem Mitgliede des Bundes eingebrachten 
Antrag vorab mit dem Reichstage zu verhandeln. 


Auf den Antrag des Abg. Rickert tritt das Haus in die Be⸗ 
ſprechung der Interpellation ein. 

Abg. Dr. Karſten: Eine Antwort haben die Interpellanten er⸗ 
halten, aber eine ſolche, die das, was ſie zu erreichen hofften, völlig 
niedergeſchlagen hat, und das in einer Frage, wo ein juriſtiſch ſach⸗ 
kundiger Mann in äußerſt milder Weiſe vorgetragen hat, dag vielleicht 
in gewiſſen nebenſächlichen Dingen Zweifel beſtehen könnten, der Haupt⸗ 
ſache nach über die Auslegung der Rechte Hamburgs kein Zweifel be⸗ 
ſtehen kann. Ich wage als Nichtſuriſt nicht tiefer auf die Rechtsfrage 
einzugehen. Dagegen will ich aus wirthſchaftlichen Gründen, die ich 
von der andern Seite her, als von der aus Abg. Wolffſon einige 
Streiflichter fallen ließ, nämlich von der Altonaer Seite her auf⸗ 
nehmen will, die Unmöglichkeit nachweiſen, eine ſo wichtige Frage ohne 
eine ſehr eingehende Ermittelung und ohne Mitwirkung des Reichstags 
zu erledigen. In der Debatte über die Küſtenfrachtfahrt äußerte 
Graf Stolberg, man würde doch die Ueberzeugung haben, daß von 
Feindſeligkeit gegen die Seeſtädte nicht die Rede fein könne, und be⸗ 
zeichnete ſeinen Antrag, den er begründete, als einen entgegenkommen⸗ 
den. Wird er nach der heutigen Antwort auf die Interpellation noch 
eine ſolche Aeußerung thun! Ohne ein einzelnes Symptom zu über⸗ 
ſchätzen, ſo läßt ſich doch von jener berühmten Aeußerung über die egoiſti⸗ 
ſchen Intereſſen des Handels an durch die Zollvorlagen hindurch, durch 
die Verminderung der Exporte, durch die Schädigung der Rhederei 
bis zu dieſem Küſtenfrachtgeſetz, bis zu der geplanten Oktroyirung 

egenüber unſerer größten Handelsſtadt ſehr klar das konſequente 
Syſtem erkennen, den Eintritt der Hanſeſtädte in den Zollverein zu 
erzwingen und die fetzt beliebte Zollpolitik weiter zu entwickeln. Nun 
ſtellt ſich aber wirthſchaftlich die Sache Io, daß die ganze Maßregel, 
wie fie jetzt geplant iſt, gar nicht ausführbar iſt. Eine wirkliche Joll⸗ 
abgrenzung erſcheint nicht ausführbar. Der wirkliche Verſuch einer 
ſolchen würde einen ſo koloſſalen Aufwand an Kräften und Mitteln 
erfordern, daß wir allein ſchon deswegen vermöge des Reichsetats mit 
der Angelegenheit befaßt werden müßten. Die Frage über Anſchluß 
oder Nichtanſchluß an die Zollveremigung hat in den beiden großen 
Städten bald Gegner, bald Anhänger; keineswegs aber iſt die Dar⸗ 
ſtellung richtig, daß allein der Großhandel für die Freihafenſtellung 
wäre und die kleinen Leute gegen die großen geſchützt werden müßten. 
Durch die Vereinigung Altonas mit St. Pauli würden die Altonger 
von vornherein mit einer ganz erheblichen Steuer belaſtet werden. Be⸗ 
kanntlich bekommt Altona nicht den Averſumszuſchlag, aber es zahlt 
auch nicht einmal das volle Averſum, ſondern aus Rückſicht auf die 
ungünſtigen pekuniären Verhältniſſe der Stadt treten hier die Finanzen 
Alan mit ein. Das hört natürlich mit Eintritt Altona Gë" 


Soe auf und es 2 Go nalen Ge al Zoll 
Gebrauchsſteuern zu zahlen haben. Dadurch würde natürlich pas 
in Altona edel nee e Fette Ein ie heil 
Leuten, die in Hamburg ihre Beſchäftigung haben, aber wegen der 
wohlfeileren Verhältniſſe in Altona leben, werden nicht mehr dort 
exiſtiren wollen und können. Daſſelbe gilt auch für andere Partien 
innerhalb des Ausſchlußgebietes, in Preußen z. B. für Wandsbeck. 
Durch den Anſchluß Altonas an den Zollverband wird ſich der Werth 
des Grund und Bodens an vielen Stellen in Altona erheblich ver⸗ 
mindern, namentlich auch dort, wo die Speicher für den Freihafen jetzt 
in hohem Werthe ſind. Es gilt hier ganz genau daſſelbe für die 
Altonger Speicher wie für die von St. Pauli. Als die Zeitungen die 
Nachricht brachten, daß man beabſichtige, St. Pauli zu Altona und 
beide in den Zollverſchluß zu ziehen. wurde natürlich auch Altona be⸗ 
unruhigt, und es wurde innerhalb der ſtädtiſchen Behörden ein Antrag 
berathen, über dieſe Angelegenheit Unterruchungen zu veranlaſſen. Wir 
haben gehört, daß auf das Anerbieten Hamburgs, eine derartige En⸗ 
quete anzuſtellen, gar keine Antwort ergangen iſt. Wie darf man eine 
ſolche Angelegenheit ohne die allerdetaillirteſten Ermittelungen erledigen, 
wo das Wohl und Wehe von hunderttauſenden von Menſchen auf dem 
Spiele ſteht? Dieſe Maßregel iſt nur eine eee In 
der Apa g Weiſe kann ſie aber gar nicht zur Ausführung kommen. 
oi Rickert: Die Auskunft, welche uns heute vom Negie⸗ 
rungstiſche gegeben iſt, bedauere ich auf das Allerlebhafteite. Selten 
hat eine Ange e Ne mich und, wie ich glaube, einen großen 
der preußiſchen Bevölkerung fo peinlich berührt, wie die durch die ot: 
55 d Zeitungen in Bezug auf Hamburg angekündigte Maßregel. 
b die Konſtituirung eines Freihafengebiets zweckmäßig, wirthſchaftlich 
und politiſch richtig iſt, laſſe ich hier außer Diskuſſion. Schon im 
konſtituirenden Reichstag von 1867 war man darüber verſchiedener 
Meinung. Die Verhandlungen haben indeſſen in der Verfaſſung nicht 
einen vorläufigen, ſondern einen definitiven Abſchluß gefunden. Ich 
betone das, weil in den offiziöſen Rechtfertigungen auf den 10 ii 
Charakter der Beſtimmung des Art. 34 der Verfafſung bingewieſen 
wird. Damals waren vielmehr Bundesregierungen und Neichstag 
in ſehr großer Maforität übereinſtimmend der Anſicht. daß die Frei⸗ 


banbelaptellung, Hamburgs und Bremens eine dauernde ſein folle, bis 
ſie ſelbſt den 


[ ntrag stellten. Der Reichstag iſt nun meines Erachtens 
verpflichtet, falls die Sache einen feiner Ueberzeugung widerſtrebenden 
Verlauf nimmt, es bei der heutigen Interpellation nicht bewenden zu 
laſſen, ſondern die Sache ſpäter wieder aufzunehmen. Die Kardinal⸗ 
frage iſt hier die: Gehört St. Pauli zur Stadt. dem Buchſtaben, 
dem Sinne nach und beſonders im Sinne der Beſtimmung des Art. 34 
der Verfaſſung? N muß dies in allen drei Punkten bejahen. St. 1 
Pauli gehört dem Buchſtaben der hamburgiſchen Verfaſſung und der 
Geſammtgeſtaltung der hamburgiſchen Verhältniſſe nach zur Stadt 
Hamburg. Es gehört dem Sinne nach dazu und ſelbſt, wenn die bei⸗ 
den erſten Fragen verneint werden, gehört es jedenfalls im Sinne des 
Art. 34 der Verfaſſug zur Stadt Hamburg ſelbſt. Daß auch der 
Bundesrath dieſer Meinung geweſen iſt, wenigſtens der Verfaſſer 
des Berichts, der uns (unter Nr 90 der Vorlagen) zugegangen iſt, 
darüber ſcheint mir gar kein Zweifel zu beſtehen. Ein unwiderlegliches 
Zeugniß findet ſich in dieſem Bericht, wo auf Seite 4 die Stadt Got: 
durg in Gegenſatz zu ihren Vororten geſetzt wird und unter dieſen 
Vororten ſich St. Pauli nicht aufgeführt findet. — Seit wann iſt nun 
eine Aenderung in dieſen thatſächlichen Verhältniſſen eingetreten! Ich 
ſelbſt habe neulich einen ganzen Tag verwendet, um an Ort und Stelle 
die Grenzwerhältniſſe kennen zu lernen. Da muß ich doch ſagen: wer 
da eine Trennung zwiſchen Hamburg und St. Pauli herbeiführen will, 
der kann ebenſo gut jeden beliebigen Stadttheil von Berlin von der 
Hauptſtadt abſchneiden und den außerhalb des ſtädtiſchen Gebietes lie⸗ 
gend. betrachten. Man nennt in Preußen einzelne Theile einer Stadt 
Vorſtädte und bringt ſie in 


Je Ber el wech e ey 17 daß a 
Jemandem einfällt, ſolche Vorſtädte als ni gehörig zu be⸗ 
trachten. So liegt die Sache mit Hamburg und St. Raul. Nu 
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ihnen aufgetragen iſt nicht zu ja 
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heißt es im Artikel 34 der Verfaſſung: „ein dem Zweck entſprechendes 
Gebiet“ Hamburgs ſoll man zum Freihafengebiet erkennen. Nun frage 
ich Sie, m. H., iſt dieſer Theil Hamburgs, der mit die Lebensader des 

Verkehrs iſt, nicht „ein dem Iweck entfprechender Theil?“ Ich behaupte, 
man muß wirklich dem Art. 34 Gewalt anthun, wenn man ihn der⸗ 
artig interpretirt, daß dem Sinne nach St. Pauli aus der Freihafen⸗ 
ſtellung herausgenommen werden kann. Das kann man verſuchen, 
wenn man dieſen Antrag benützen will als Jwangsmittel, um ganz 

Damburg in den Zollverein hinemzubringen. | ch kann in der That 
nicht annehmen, daß die Bundesregierung eine ſolche Abſicht hat, und 
enthalte mich daher in dieſem Stadium der Sache jeder weiteren Aus⸗ 
führung und bitte die Vertreter der Bundesregierungen, daß ſie in 
ihrem eigenen Intereſſe, im Intereſſe des Vertrauens, des dauernden 
Vertrauens, welches die Bundeseinrichtungen verdienen, die ganze 
Frage einer reiſtichen und ſorgfältigen Prüfung unterwerfen. Ich bin 
der Ueberzeugung, daß nach reiflicher Ueberlegung die Bundesregierung 
zu demſelben Reſultat kommen wird, wie die bisherigen Redner und ich, 
und ich hoffe, daß es der deutſchen Nation erſpart bleibt, gerade in dieſer 
Verfafſungsfrage ein tiefes Hinderniß zwiſchen der Regierung und der 
Volksvertretung herbeizuführen. (Beifall links.) 

Abg. v. Minnigerode: Es ſteht feit, daß wir es hier mit 
einem Internum des Bundesraths zu thun haben, deſſen Verhandlun⸗ 
gen nicht öffentlich, im vorliegenden Falle auch noch nicht abgeſchloſſen 
ſind ja der Bundesrath ſtebt ſogar erſt vor dem Antrage eines Mit⸗ 
gliedes. Eine Interpellation über einen ſolchen Gegenſtand iſt bei uns 
bisher etwas gan; ungewöhnliches, und ich muß mich wundern unter 
den Unterſtützern derſelben Namen von Herren zu finden, die früher 
dem Geſchäftsgange des Bundesraths ſehr nahe ſtanden. (Deldrück.) 
Von unſerem Standpunkt aus iſt die Interpellation ſogar etwas ſehr 
Bedenkliches, es iſt ein Verſuch, durch die Beſchlüſſe des Reichstags auf 
die Enſchließung des Bundesraths eine Preſſion auszuüben, und gegen 
dieſen Verſuch. muß ich mich Namens meiner Partei ganz entſchieden 
erklären. (Beifall rechts.) Auf die vielen Fragen konnte nur eine 
kleine Antwort gegeben werden; oder was für eine Antwort haben Sie 
denn erwartet? Feder fege vor ſeiner Thüre, und wenn wir unſere 
Rechte ſchützen wollen, fo müſſen wir ach die Rechte Anderer reſpek⸗ 
tiren. Der Bundesrath iſt nicht ein Oberhaus, ſondern die Vertretung 
der ſouveränen deutſchen Fürſten und Städte, und einer ſolchen Ver⸗ 
tretung gegenüber haben wir auf unſerer Seite gewiß alle Veranlaſſung 
zur Rückſichtnahme. Leider aber iſt ein derartiger Vorgang nach dem 
Antrage Richter's über das Tabaksmonopol nichts Neues. Die Mono⸗ 
loge, von der dramatiſchen Kunſt ſchon längſt verurtheilt, können das 
Anſehen des Reichstags nur ſchädigen. i 

Abg. Richter (Hagen): Ich bedauere, daß blos eine Interpel⸗ 
lation und nicht ein Antrag geſtellt ut ` denn nun verläuft vielleicht 
dieſe Debatte wenigſtens nach außen hin ergebnißlos. Wir ſind zur 

Unterſtützung des Antrages bereit, daß der Reichstag erwartet, der 
Bundesrath werde die verfaſſungsmäß gen Rechte der Einzelſtaaten 
gegen willkürliche Auslegungen ſchützen. Herr v. Minnigerode hat 
gemeint, Selbſtgeſpräche oder Monologe, wie ſchon beim Tabaks⸗ 
monopol, ſeien nicht geeignet, das Anſehen des Reichstags zu fördern. 
Was iſt eine Interpellation? Sie will die St llung der Regierung 
aufklären, beoov man mit einem Antrag kommt. Sie iſt alſo eine 
Rückſichtnahme auf die Regierung. (Sehr richtig! links.) Ob freilich 
ſelche Rück chtnahme, wie ſie die Interpellanten bewog, künftig in der 
Weiſe noch angezeigt iſt, wenn uns ſolche Antworten, wie heute, 
vom Regierungstiſch werden, darüber bin ich durchaus zweifelhaft. 
(Sehr richtig! links.) Mehr als je hängt jetzt im deutſchen Reiche 
Alles von dem Willen und der Einſicht eines einzelnen Mannes ab, 
und dieſer Mann, mag er jeweilig krank oder geſund ſein, beehrt den 
Reichstag während einer ganzen Seſſion nicht mit ſeiner Anweſenheit. 
Allerdings er ſchickt Stellvertreter her, die wie Herr Scholz genau das 
ſagen, was ihnen aufgetragen iſt und genau das nicht ſagen, was 
i en. (Heiterkeit.) Eine einigermaßen 

t mit der Regierung iſt dabei nicht möglich; 
denn wenn irgend ein ſelbſtſtändiges Moment in der Debatte hervor- 
tritt, was nicht ſchon im Gedankenkreiſe des Reichskanzlers lag bei 
Abfaſſfung ſeiner Inſtruktion. hört die Auslaſſung am Regierungs⸗ 
tiſche auf. Herr v. Minnigerode ſpricht von einem Internum des 
Bundesraths, als ob es ſich um deſſen Geſchäftsordnung und nicht um 
eine Frage von den weittragendſten finanziellen Kon ſequenzen handle, 
bei deren Ausführung überall die Zuſtimmung des Reichstags noth⸗ 
wendig iſt. Eine Regierung, der an der Uebereinſtimmung mit dem 

Reichstage gelegen iſt, mußte ſich im Voraus der Juſtimmung des 

Reichstags verſichern, ehe fie jo weit greifende Beſchlüſſe faßt. (Zu: 

ſtimmung.) Gerade wem an einem friedlichen Zuſammenwirken beider 

Körperichaften gelegen iſt, muß zu verhindern juchen, daß die eine ſich 

präjudizirt und mit der anderen in Konflikt geräth. Worum handelt 
es ſich denn hier? Um eine 5 der Verfaſſung. (Große Un⸗ 
ruhe. Zustimmung. Widerſpruch.) Man mag den Begriff der Ver⸗ 
antwortlichfeit des Reichskanzlers noch jo e 9 auslegen: daß der Reichs⸗ 
kanzler für die Verfaſſungsmäßigkeit ſeiner Handlungen verantwortlich 

D. hat noch Niemand bezweifelt. Der Reichskanzler glaubt nach Aus⸗ 

ſage des Herrn Scholz ſeiner Verantwortlich eit vor dem Bundesrathe 
zu nahe zu treten, wenn er uns Auskunft gebe. Als neulich der 

Bundesrath in emer Mehrheit einen Beſchluß faßte, der dem Reichs⸗ 

kanzler nicht geſiel, da war es bei dem Herrn Reichskanzler die ver⸗ 
faſſungsmäßige Verantwortlichkeit vor dem Reichstage, welche den 

Bundesrath veranlaſſen ſollte, ſeinen Beſchluß zurückzunehmen. Wenn 

derart der Reichskanzler das eine Mal vor dem Bundesrath mit der 

Verantwortlichkeit vor dem Reichstage, und das andere Mal vor dem 

Reichstage mit der Verantwortlichkeit vor dem Buudesrath ſich zu 
decken ſucht, dann iſt Gefahr vorhanden, daß allerdings unter dem 

Deckmantel der Verantwortlichkeit jener, Kanzlerabjolutismus oder, 

ſagen wir richtiger, Kanzlerdespotismus ſich entwickelt in Deutfchland, 
deſſen Entwickelung viele befürchten, wenn ſo fortregiert wird. (Leb⸗ 
hafter Beifall links.) Nicht um Freihandel oder Schutzzoll handelt es 
ſich hier. Das Freihafenſyſtem wird auch durch die Intereſſen des Tran⸗ 
ſits und Exports bedingt. Je mehr Schutzzölle, deſto A bierg muß 
des Freihafenſyſtem ſein. Keine Partei iſt weniger für Reſervatrechte 
als wir. Aber wenn ſolche Rechte einmal gegeben find, dann ſollte ein 
ſolches Recht, welches mit den wirthſchaftlichen Exiſtenzmitteln eines 

Staates zuſammenhängt, ebenſowenig antaſtbar ſein, als jene fürſt⸗ 

lichen Ehrenrechte, die mehr oder weniger zum Schaden des Reichs als 

Reſerpatrechte hingeſtellt find. Der Handel von Hamburg und Bremen 

UE kein hamburgiſches und bremiſches Intereſſe, das ift ein deutſches 

Intereſſe (Sehr wahr! links), und eine Gefährdung dieſer Intereſſen iſt 

eine Gefährdung deutſchen Intereſſes. Auf ein deutſches Intereſſe be⸗ 
ruft ſich nicht einmal der Antrag, ſondern auf ein paxtikulariſtiſches 
preußiſches, das Intereſſe der Stadt Altona. Als preußiſcher Abgeord⸗ 
neter verwahre ich mich dagegen, daß in Deutſchland die ganze Art 
des Vorgehens gegen einen kleinen Nachbarſtaat den Gefühlen des 
preußiſchen Volkes entſpricht. (Der Redner ſpricht ſehr lebhaft und 
deutlich, von der rechten Seite ruft man ironiſch: lauter!) Meine Her⸗ 
ren, Alles. was ich jagen werde, wird da verſtanden werden, wo ich 
vor Allem wünſche, daß es verſtanden wird. Wenn Sie eine wirkliche 
konſervative Partei wären, würden Sie den Beruf in ſich fühlen, für 
Konſervirung des Verfaſſungsrechts der Einzelſtaaten hier in erter 
Linie aufzutreten. Und iſt das angebliche preußiſche Intereſſe wirklich 
das Intereſſe Altona's? Dieſer ganze Antrag iſt ja ſachlich innerlich in 
jeder Beziehung unwahr. Nicht aus Altona iſt der Ruf laut gewor⸗ 
den, in den Zollverein zu kommen, ſondern dieſe Frage iſt von außen 
in Altona hineingetragen worden. Noch hat ſich keine Körperſchaft 

Altong's für den Anſchluß ausgeſprochen. Darüber berrſcht aber ge⸗ 

tade kein Zweifel. daß die Einverleibung von St. Pauli zugleich mit 

Altona nicht dem Intereſſe Altona's entſpricht, ſondern gerade bierbei 

Altona aus dem Regen in die Traufe kommen würde. Alle Vortheile 

des Zollvereins⸗Anſchluſſes würden alsdann durch die Konkurrenz von 

St. Pauli innerhalb des Jollvereins für Altona wieder verloren gehen. 


Zach der angeführten Statiſtik würden in jeder Minute des Tages 10 
Wagen und 200 Menſchen die Zollgrenze paſſiren. Ebenſo könnte man 
in Berlin am Potsdamer oder Anhaltiſchen Thore eine Zollgrenze er⸗ 
richten. Der Antrag bezweckt, durch einen an ſich unhaltbaren Zuſtand 
Hamburg in den Zollverein zu zwingen. In der hohen Diplomatie 
mag es als eine große Kunſifertigkeit angeſehen werden, wenn ein 
Staat durch einen ungfücklichen Krieg zu einem ungünſtigen Vertrag 
gekommen iſt, dann ſpäterhin Lücken in dieſem Vertrage zu entdecken, 
— in der That haben wir es hier mit der alten aus Preußen bekann⸗ 
ten Lückentheorie zu thun, welche man verſucht, an der Reichsverfaſ⸗ 
ſung geltend zu machen, — auf dieſe Weiſe in einen Beſitzſtand zu 
gelangen, welche den andern Staat nötbigt, fein vertragsmäßiges 
Recht aufzugeben. Aber iſt denn die . das Reſultat 
der Gewalt, paßt ſolche Diplomatie, die man für den ampf mit aus⸗ 
wärtigen Großmächten anwenden mag, auf das Verhältniß deutſcher 
Staaten zu einander, paßt fie ſich für einen Großſtaat im Verhältniß 
zu einem Kleinſtaat? Erſt recht nicht. Ich bin zufällig an jenem Tage 
gerade in Hamburg geweſen. als die Nachricht des preußiſchen Antrags 
zuerſt dorthin kam, und kann aus nichtſozialiſtiſchen Kreiſen verſichern, 
daß dieſer Antrag Preußens eine Aufregung bervorgerufen hat, wie fie 
ſeit Jahrzehnten in Hamburg unbekannt war. Dieſelbe ſpiegelte fich 
auch wieder in einer Verſammlung des „ehrbaren Kaufmanns,“ wie man 
es dort nennt. Ein Redner meinte: Hamburg iſt durch Napoleon's 
Bosheit nicht ſo viel Schaden zugefügt worden, wie ihm hier aus dem 
Irren des Kanzlers zugefügt werden kann. Bier handelt es ſich E den 
Bundesrath nicht um einen Jebnpfennigſtempel auf Poſtanweiſungen, 
den er bewilligen mag in der Zuverjicht, daß ſich hier nicht ein Dutzend 
Abgeordneter finden wird, die dem Bundesrathsbeſchluß zuſtimmen. 
Hier handelt es ſich um die ſelbſtſtändige Verantwortlichkeit des Bundes⸗ 
raths. Der Bundesrath hat es, offen gejagt, nicht verſtanden, die Sym⸗ 
pathie der Bevölkerung für ihn im Laufe der Jahre zu vermehren. Wenn 
Alles, was er an Geſetzen im Laufe der Jahre angenommen, auch im 
Reichstag Zuſtimmung gefunden hätte, würde es in vieler Beziehung 
recht ſchlimm in Deutſchland ausſehen. Er hat kein Bedenken getragen. 
Geſetzen gegen die Redefreiheit und das Budgetrecht dieſes Hauſes zu⸗ 
zuſtimmen, welche tief in unſere verfaſſungsmäßigen Rechte einſchneiden. 
Hier handelt es ſich nicht um Verfaſſungsrechte des Reichstags und 
des Zelle, ſondern um Verſaſſungsrechte der Einzelſtaaken, um das 
eigene Recht, auf Grund deſſen De im Bundesrathe ſitzen. Wenn der 
Bundesrath hier die verfaſſungsmäßigen Rechte eines Kleinſtaates 
wahrt, ſo wahrt er zugleich ſein eigenes Recht, und wenn er ſie preis⸗ 
giebt, glauben Sie mir, die Kronrechte Ihrer Fürſten ſind nicht um 
ein Titelchen heiliger und ehrwürdiger, als die Rechte der freien Städte. 
Wenn man heutzutage ſagt, daß in Deutſchland die Autorität von 
Recht und Geſetz in weiten Kreiſen des Volkes erſchüttert iſt, hüten 
Sie ſich im Bundesrath, dieſer Stimmung neue Nahrung zu geben; 
ſchützen Sie die Autorität von Recht und Verfaſſung, damit man nicht 
ſagen kann, in Deutſchland geht Macht vor Recht. (Lebhafter Beifall 
links; Ziſchen rechts.) { Eed 

Abg. Windthorſt: Ich bin zufällig nicht in Hamburg gewe⸗ 
ſen (Heiterkeit), habe aber geleſen, daß dort allerdings große Aufregung 
herrſcht. und dieſe zu beſchwichtigen wird gewiß gut ſein. Ich ſcheide 
von der Erörterung die blos theoretiſchen Fragen aus, wie der Reichs⸗ 
tag ſich zum Bundesrath ſtellen ſoll und ob ein einzelner Mann regiert 
oder eine Mehrbeit. Dieſe Ausführungen von der Seite, die früher 
ganz anderer Anſicht war, haben mich ſehr intereſſirt; aber ich ſehe 
die Herren vom Bundesrath hier, es ſind ſehr viele, und nicht nur 
Einer, die hier zu entſcheiden haben. Das Nejervatrecht, das Hamburg 
zuſteht, kann ihm nach der Verfaſſung nicht ohne ſeine Zuſtimmung 
genommen werden. In Bezug auf ſolche Rechte ſoll man einen Bun⸗ 
desſtaat mit allerſorgfältigſter Rückſicht behandeln, weil ſonſt das Ver⸗ 
trauen erſchüttert wird, auf welchem die bundesitaatliche Verfaſſung be⸗ 
ruht. Ob nun die Vorſtadt St. Pauli in das Zollgebiet ohne Zu⸗ 
ſtimmung Hamburgs einverleibt werden kann, hängt davon ab, was 
das Wort „Hamburg“ im Artikel 34 der umbur: 
die Freihafenſtellung garantirt, bedeutet. Ich meine, daß mit 
dieſem Worte die Vorſtadt St. Pauli mitbezeichnet iſt. Ver⸗ 
neint man dies aber, ſo fragt es ſich, ob St. Pauli zu dem 
Bezirke gehört, „der angrenzt und dem Zwecke des Freihafens dient“ 
und deshalb auch vom Zollgebiet ausgeſchloſſen fein ſoll. und wenn 
dies zweifelhaft iſt und eine Verſtändigung darüber nicht zu erzielen 
ift, ob dann die Entſcheidung darüber der Exekutive, alſo dem Bundes⸗ 
rath allein zuſteht, oder durch Geſetz alſo unter Mitwirkung des Reichs⸗ 
tages erfolgen muß. Die bisherigen Redner ſcheinen anzunehmen, daß 
der Bundesrath allein zuſtändig ſei (Widerſpruch linfs); ich bin ſeden⸗ 
falls der entgegengeſetzten Anſicht: denn wenn das Geſetz jagt „Ham: 
burg und ſein Gebiet“, ſo kann dieſer Begriff bei entſtehendem Streite 
auch nur durch die Legislative näher feſtgeſtellt werden. Wenn man 
dieſe Anſicht aber verwirft, ſo fragt es ſich, ob der Reichstag wohl 
thut, ſich jetzt mit der Frage zu befaſſen. Der Weg der Interpellation 
war jedenfalls der am wenigſten glückliche; man hätte eine Petition 
von Hamburg an den Reichstag bringen ſollen, und ich glaube, ich 
würde dieſe dem Reichskanzler zur Berückſichtigung empfohlen haben. 
Wenn man in ſolchen Dingen ohne thatſächliche . vorgeht, ſo 
kann dabei allerdings eine Reibung zwiſchen verſchiedenen Neichöförpern 
entſtehen, die wir nicht wünſchen. Aber wenn es ſich um eine ſolche 
wichtige Frage, offenbar um eine Verfaſſungsfrage handelt, ſo kann für den 
Reichstag wohl Veranlaſſung eintreten, wenn er Kunde von der Sache 
hat, ſich zu äußern, zumal wenn es den Anſchein gewinnt, daß die 
Sache von der Exekutive allein gemalt werden soll. Ob dies der Fall 
iſt, iſt mir aus der Beantwortung der Interpellation nicht klar 
geworden; ich hätte gewünſcht, daß man bei der Wichtigkeit der 
Sache etwas darüber erfahren hätte. Ich hoffe, daß man ohne Ver⸗ 
ſtändigung mit Hamburg nichts thun wird; und daß die Regierung 
um eine Verſtändigung ſich um ſo mehr bemühen wird, als ſonſt auch 
zum erſten Male die Frage zur Entſcheidung kommt, ob die Auslegung 
des § 34 dem Bundesrath allein oder auch dem Reichstag zukommt. 
Auch will ich die Fragen nicht erörtern, ob Hamburg und Bremen 
ihre Freihaſenſtellung aufgeben ſollen. Ich wünſchte, daß dies möglich 
wäre, ohne eine weſentliche Schädigung der beiden Staaten. Aber 
Deler Wunſch iſt ein rein privater, ein entſcheidendes Urtheil darüber, 
was den beiden Städten frommt, können wir heute hier nicht fällen. 

Abg. Lasker: Ich bin dem Abg. Windthorſt ſehr dankbar, daß 
er wieder einen beruhigenden Ton in die Debatte eingeführt hat, wie 
ſie der Gegenſtand verlangt, und freue mich, daß er anerkannt hat, es 
liege ein eigenes Intereſſe des Reichstags vor zur Wahrung der Ver⸗ 
faſſung. Dit das jo, dann wäre es eine unangemeſſene Rolle für den 
Reichstag, auf eine Petition aus Hamburg warten zu wollen, um 
ſeine eigenen Rechte wahrzunehmen. Geck wahr! links.) Wenn er 
ferner meint, daß im Falle einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
Hamburg und den übrigen Bundesſtaaten blos ein Geſetz die Sache 
regeln könne, ſo iſt ja der Reichstag wiederum das richtige Forum 
dafür. Nicht einmal Herr v. Minnigerode war im Stande, für die 
Abſichten des preußiſchen Antrages einzutreten. Aus der Mitte des 
Reichstages hat ſich nicht eine Stimme für die Verſfaſſungs⸗ 
mäßigkeit des Antrages erhoben, eine wichtige Kundgebung, 
wenn die Stimme des Reichstages noch etwas zu gelten hat. Sie 
haben uns zwar oft angedichtet, wir wollten Rechte der Einzelſtaaten 
aufheben, wir haben aber immer dagegen protejtirt. Wir haben immer 
die Reichsmacht auf dem organiſatoriſchen Wege der Verfaſſung ſtärken 
wollen; das werden wir auch in Zukunft thun. Dagegen halten wir es 
für kein partikulariſtiſches, ſondern für ein Reichsintereſſe im eminenteſten 
Sinne des Wortes, daß die Verfaſſung hoch in Ehren gehalten und keine 
ihrer Beſtimmungen im Sturme über den Haufen geworfen werde. 
Denn mit der diplomatiſchen Geheimhaltung iſt doch verſucht worden, 
den Artikel 34 zu modifiziven, ohne die Öffentliche Meinung und die 
Jurisprudenz zu Worte kommen zu laſſen. Damit die Reichsregierung 
und der Bundesrath nicht mit einem Beſchluſſe engagirt werden, der 
nachher bei gründlicher Nechtsprüfung ſich als Verfaſſungsverletzung 


der Verfaſſung, der Hamburg 


herausſtellt, treten wir hier rechtzeitig warnend ein; wir haben von 
fie mit 9 


klar 


Viehſeuchen. 3 er 
$ 57 beſtimmt, daß die auf 8 Anordnung getödteten 
Lei EH derſelben an der Seuche gefallenen Thiere entichädigt wer⸗ 
en müſſen. 13 

Graf von Behr⸗Behrenhoff will dieſe Beſtimmung 
auch auf die in Folge der Präkautions Impfung gefallenen Schafe 
ausdehnen. E 

Kommiſſar Geh. Raih Roloff bittet den Antrag des Vor⸗ 
redners abzulehnen, da man deſſen finanzielle Tragweite augenblicklich 
nicht überſehen kann. Dieſe Materie muß den Einzelregierungen zur Re⸗ 
gelung überlaſſen bleiben. 

Nachdem auch Reſerent von Lenthe ſich gegen dieſen Antrai 
ausgeſprochen hat, wird derſelbe abgelehnt und 857 unverände 
angenommen. Er e Bi 

In 558 wird bejtimmt: „Inwieweit landesgeſetzliche Vorſchriften nicht 
entgegenſtehen, ſind die Landesregierungen befugt, zu beſtimmen, daß 
die Entſchädigung für getödtete Pferde und Rinder bis zum Eint 
einer anderweiten landesverfaſſungsmäßigen Regelung durch Beiträge 
der Beſitzer von Pferden und Rindvieh nach Maßgabe der über die 
Vertheilung und Erhebung der Beiträge von der Landesregierung zu 
treffenden näheren Anordnung aufgebracht werden.“ 

Dieſe Beſtimmung beantragt 0 Frhr. v. O w (Freudenſtadt) 
zu ſtreichen. Er beſtreitet, daß die Reichsgeſetzgebung derartige Bee 
ſugniſſe dem Staatsminiſterium eines Einzelſtaates geben kann. Dur 
eine ſolche Beſtimmung wird die landesgeſetzliche Regelung dieſer 
Materie auch verzögert. 

Der Antrag v. O w wird abgelehnt. x 

§ 59 beſtimmt, daß der gemeine Werth des mit der Seuche be 
ſallenen Thieres erſetzt werden ſoll; bei der Rotzkrankheit ſedoch nur 
3. bei der Lungenſeuche z dieſes Werthes. In demſelben Verhältniß 
ſollen auf die Erſatzſumme die Privatverſicherungen der Thiere in 
rechnung kommen, ſerner ſoll davon abgerechnet werden der Werth der 
dem Ce polizeilich belaſſenen Theile des geſtorbenen Thieres. 

bg. v. Levetzow will die Erſatzziffern von 3 und $ auf E 
reſp. 5 fixiren, weil nach ſeiner Erfahrung die in der Vorlage vorge‘ 
ſchlagenen Entjchädigungsfäge zu hoch gegriffen find und die Beſitzer 
in Folge deſſen nicht die nöthige Aufmerkſamkeit beim Ankauf von 
Thieren anwenden. B e f 

Unter Ablehnung ſämmtlicher Anträge wird $ 59 in der Faſſung 
der Kommiſſion angenommen. > h af 

S 61 zählt die Fälle auf, in denen keine Entſchädigung. gett, 
werden joll. Das ſoll u. A. nicht geſchehen bei Thieren, bei wel e 
nach ihrer Einführung in das Reichsgebiet innerhalb 90 Tagen tirt 
Rotzkrankheit oder innerhalb 180 Tagen die Lungenſeuche konſta 


wird, falls nicht der Nachweis erbracht wird, daß hie Infektion erſt 
innerhalb des Reichsgebietes ſtattgefunden hat. 80 Tage, 
Abg. v. Below ⸗Saleske will beide Friſten auf 180 2 


Abg. Schröder (Friedberg) beide auf 90 Tage normiren. Beide = 
tragſteller motiviren ihre Anträge mit der ſpeziellen Natur der be 
treffenden Krankheiten und ihrer Inkubationsdauer. 5 Zuſat 
Abg. Graf v. Behr⸗Behrenhoff beantragt Toll 110 ge 
8 De Bunde unb Zon melche aus ns der Tollwu 
ödtet find, kein Schadenerſatz gezahlt werden ſoll. , 
Kommiſſar Geh. Rath Roloff und en 4 
befämpfen die geſtellten Anträge, worauf dieſelben abgele 
werden. 
. te un⸗ 
Die übrigen Paragraphen der Vorlage werden ohne Debat i 
verändert angehen men; ferner folgende beiden von der Kom⸗ 


| 


miſſion beantragten Reſolutionen: „Den Reichskanzler zu 
. 


N 1) eine geſetzliche Regelung des Abdeckereiweſens und der 
1 5 im deutſchen Reiche vorzubereiten und die bezüglichen 
eſetze baldmöglichſt dem Reichstage in 1 zu bringen; 2 bald⸗ 
möglichſt ein Geſetz vorzulegen, wonach die Vorſchriften des Geſetzes 
vom 25. Februar 1876, betreffend die Beſeitigung von Anſteckungs⸗ 
ſtoffen bei Viehbeförderungen auf Eiſenbahnen, auch auf Schiffsräume 
ausgedehnt werden“, abgelehnt. 1 
er Präſident beraumt die nächſte Sitzung auf Montag, 
11 Uhr, an und ſchlägt vor, nach den dritten Berathungen der Vor⸗ 
lagen über die Theaterfreiheit und die Küſtenfrachtfrachtfahrt, die erſte 
zehn des Geſetzes, betreffend die zweijährigen Etatsperioden, und 
danach die Handelsverträge mit Oeſterreich und Belgien auf die Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. 5 5 
Auf den Antrag Marquardſen's, die Vorlage wegen der 
Etatsperioden bei der gegenwärtigen Geſchäftslage des Hauſes wegen 
ihrer minderen Dringlichkeit an den Schluß der nächſten Tagesordnung 
zu ſetzen, bemerkt Stumm, daß er dann darauf beſtehen müſſe, daß 
die Vorlage am Dienſtag auf die Tagesordnung komme; denn der 
Reichs tag Gs nicht das Recht, wiakürlich Vorlagen der Regierung 
unter den Tiſch zu werfen. Richter (Hagen) will dem Reichstage 
ſein Recht, ſeine Tagesordnung ſelbſt feſtzuſetzen, wahren und will 
deſſen Abneigung gegen eine Berathung der Vorlage, betreffend die 
Aneilährigen Etatsperioden noch unzweideutiger dokumentiren als 
arquardſen, indem er die vollſtändige Abſetzung dieſes Gegenſtandes 
von der nächſten Tagesordnung beantragt. Derſelbe könne bis nach 
Pfingſten reſervirt bleiben. (Heiterkeit.) Gegen dieſe Art Richters, 
den Voten des Hauſes ſeine Motive unterzuſchieben, proteſtirt von 
Kleiſt⸗Retzow. Rickert iſt überraſcht, daß die Freunde der 
Vorlage, wie Stumm, nicht ſchon im Beginn dieſer Seſſton deren 
Berathung urgirt haben, da ſie faſt zuerſt dem Reichstage zugegangen 
iſt. In dem jesigen Stadium der Geſchäfte ſtehe fie an Dringlich⸗ 
keit anderen Vorlagen nach. Windthorſt giebt zu, daß das 
Haus pflichtmäßig alle Vorlagen der Regierung prüfen muß, ſo lange 
Zeit dazu vorhanden iſt. Werde das Haus früher zu Hauſe ge⸗ 
ſchickt, dann falle die Schuld auf andere Faktoren. Eine Verfaſſungs⸗ 
Änderung wolle er nicht in der Eile vor Pfingſten berathen 
und nach Pfingſten verhindere die Nachſeſſion des preußiſchen Landtages 
den Wiederzuſammentritt des Reichstages. Stumm glaub', daß das 
Haus auch bis Pfingſten die Vorlage, betreffend die zweijährigen Bud⸗ 
getperioden berathen könne. Er wolle nur verhüten, daß das Haus 
wie vor einigen Tagen auf die Aufforderung einzelner Mitglieder un⸗ 
gelegte Eier ausbrütet (Heiterkeit), ein Ausdruck, welchen der Präſi⸗ 
ent als einen leicht mißverſtändlichen zu vermeiden bittet. Windt⸗ 
orſt bemerkt, daß ganz Preußen den Schluß des Reichstages vor 
fingiten erwartet habe. Richter (Hagen) will der Regierung, in 
dem jetzigen Stadium der Berathungen das Recht zugeſtehen, daß ihre 
orlagen vor den Anträgen der Mitglieder des Hauſes zur Berathung 
ommen. Sonſt würde er den Antrag Völk ur Berathung empfehlen 
(Heiterkeit). Er bitte aber aus derſelben Konſequenz die Vorlage wegen 
der Theaterfreiheit ſtatt an den Anfang an den Schluß der nächſten Tages⸗ 
ordnung zu ſetzen. . 
Durch die Abſtimmung wird folgende Tagesordnung für Montag 
Mot Gefegertwurf betreffend Theaterfreiheit, Küſtenfrachtfahrt, 
tträge mit Uruguay, mit Oeſterreich⸗Ungarn, mit Belgien und Bos⸗ 
eſetzentwurf betreſſend zweijährige Budgetperioden. 


Pocales und Provir zelles. 


Poſen, 3. Mai. 


nien, 


agesordnung der am 8. d. Mts. in Breslau, ſowie über mehrere 


— Handelskammer ⸗Sitzung. In der Dienſtag, den 4. d. M., 
9 . 4 Uhr beginnenden Sitzung der Handelskammer wird über 
bk ie 


gen für die Mitte k. Mts. in Bromberg ſtattfindenden Eiſenbahn⸗ 
Konferenz, ferner über die Angelegenheit, betreffend eine Einrichtung 
vie regelmäßigen Verkehr zwiſchen Getreide = Produzenten und Kauf⸗ 
euten im Effektiv⸗Getreidegeſchäft und Handel nach Probe, Beſchluß⸗ 
faſſung erfolgen. Hierauf wird in Rückſicht auf den jüngſt ergangenen 
eſcheid des Herrn e wiederholt wegen Errichtung einer 
Zollabfertigungsſtelle in Brahemünde Erörterung gepflogen und über 
den Jahresbericht pro 1879 verhandelt werden. 


Jelegraphiſche Nachrichten. 


Wiesbaden, 1. Mai. Se. Majeſtät der Kaiſer nahm 
geſtern den Vortrag des Geh. Legationsraths v. Bülow entgegen 
und wohnte mit der Frau Großherzogin von Baden Abends der 
Vorſtellung im Hoftheater bei. Heute wurden der Hofmarſchall, 

raf Perponcher, und das Militärkabinet zum Vortrag empfangen. 
Zur Tafel find an eine Deputation des Kommunal⸗Landtags, 
an den Bezirkspräſidenten von Flottwell und an mehrere Herren 
inladungen ergangen. Die Generale v. Obernitz und v. Schlot⸗ 
eim ſind hier eingetroffen. 

Berlin, 1. Mai. In der am 30. April c. unter dem Vorſitze des 
Staatsminiſters Hofmann abgehaltenen Sitzung des Bundesraths 
erfolgte die Mittheilung von der Ernennung des Senator? Dr. Vers⸗ 
mann zum hamburgiſchen Bevollmächtigten an Stelle des Bürger⸗ 
Meisters Dr. Kirchenpauer, ferner des Wirklichen Geheimen Raths von 
Liebe und des Geheimen Finanzraths Dr. Heerwart zu ſtellvertretenden 

evollmächtigten für das Großherzogthum Oldenburg bezw. Her⸗ 
gthum Sachſen⸗Altenburg, und von mehreren Subſtitutionen. 
er Entwurf eines Gelege; über die Konſulargerichtsbarkeit in 


Kopten gelangte zur Annahme, ebenſo ein Vorſchlag wegen 
eſetzung einer erledigten Stelle bei der kaiſerlichen Diziplinar⸗ 


kammer in Darmſtadt und ein Antrag auf Gewährung von Ruhe⸗ 
E an einen Poſtbeamten bei einer Dienſtzeit von weniger als zehn 
ahren. Dem Entwurfe eines Geſetzes für Elſaß⸗Lothringen wegen 
rhöhung der Lizenzgebühren für den Kleinverkauf geiſtiger Getränke 
wurde in der Faſſung, wie derſelbe aus der Berathung des Landesaus⸗ 
) uſſes hervorgegangen, die Zuſtimmung ertheilt. , 
Petersburg, 1. Mai. Der Artikel der berliner „Poſt“ 
anläßlich des Geburtstags des Kaiſers Alexander machte allge 
ein, wie es ſcheint, auch in Regierungskreiſen einen freundlichen 
druck. Im Ganzen wird der Rücktritt Beaconsfield's freudig 
egrüßt ohne daß man glaube, in eine beſonders enge Verbin⸗ 
ung zu dem Miniſterium Gladſtone treten zu ſollen. Auf eine 
Droge behufs Richtigstellung des hierher gemeldeten Telegramms 
derliner Zeitungen, wonach alle augenblicklich hier anweſenden 
danıben Ausländer ausgewieſen werden, iſt zu konſtatiren, daß 
ſelbe vollſtändig erfunden und abſolut unwahr iſt. Daſſelbe 
gehört in die Kategorie der zahlreichen, wie es ſcheint, gefliſſent⸗ 
8 verbreiteten Senſationsmittheilungen. Im Gegenſatz zu jener 
uwahren Behauptung wird mitgetheilt, daß die in einigen 
buvernementsſtädten in's Auge gefaßten Maßregeln und ſtren⸗ 
en Ausführungen der beſtehenden Vorſchriften über den Auf⸗ 
der Juden neuerdings von dem Miniſter des Innern 
d 3 e Wiederholt. 
e Petersburg, 2. Mai. Graf Loris⸗Melikow iſt zum Chef 
3 Sunſchaſchen Koſakenregiments ernannt worden. 


d 


L Paris, 1. Mai. Nach einer der „Agence Havas“ aus 


RNRaguſa zugegangenen Meldung fol Hadji Osman Paſcha 
mit ſeinen Truppen ein Lager bezogen haben. Viele Deſerteure 
hätten ſich den Albaneſen angeſchloſſen, Hamibeg halte ſich bereit, 
einen Einfall in Koutchi zu unternehmen. Odobeg habe Tuſi 
beſetzt, welches von den regulären Truppen geräumt worden ſei. 
Mourad Hadji Mouya, ein hoher Würdenträger aus Podgoritza, 
ſei von den Albaneſen ermordet worden, weil er die mit der Be⸗ 
ſetzung von Tuſi beauftragten Montenegriner geführt habe. Der 
Fürſt der Miriditen werde in Albanien erwartet. Die Albaneſen 
hätten ſich mehrerer Munitions⸗Depots bemächtigt. 

Paris, 1. Mai. In der heutigen Sitzung der Armee⸗ 
Kommiſſion erklärte der Kriegsminiſter Farre, daß die Regierung 
der Aufhebung der Inſtitution der Einjährig-Freiwilligen ihre 
Zuſtimmung nicht ertheilen könne, die Regierung wäre jedoch 
nicht abgeneigt, die Präſenz⸗Ziffer der Einjährig⸗Freiwilligen auf 
das unbedingt erforderliche Maß zu beſchränken. Die Kommiſſion 
hielt der Erklärung des Kriegsminiſters gegenüber ihre Forde⸗ 


rung auf gänzliche Aufhebung des Einjährig⸗Freiwilligendienſtes 


aufrecht, und verlangte ferner die Reduktion der Dienſtzeit im 
Heere von 5 auf 3 Jahre. 

Die Deputirtenkammer hat die Erhebung eines Zolls von 
4,50 Frks. auf Weine, von 7,75 Frks. auf Biere und von 
25 Frks. auf alle Arten Sprit genehmigt. 

Rom, 30. April. Der König empfing heute die Präſi⸗ 
denten des Senats und der Deputirtenkammer, ſowie andere po⸗ 
litiche Perſönlichkeiten, darunter auch Zanardelli, Crispi und 
Minghetti. Wie es heißt, würde das Kabinet die Geſchäfte 
fortführen oder bis zu den allgemeinen Wahlen einem anderen 
Kabinet, das ebenfalls ein Geſchäftsminiſterium ſein würde, Platz 
machen. Die Entſcheidung dürfte vorausſichtlich morgen erfolgen. 
— Der frühere Präſident der Deputirtenkammer, Farini, iſt 
telegraphiſch zum Könige berufen worden. 

Rom, 1. Mai. Der König konferirte längere Zeit mit 
Farini. Bis 6 Uhr Abends verlautete noch nichts Neues über 
den Stand der Kriſis, welche ausnahmsweiſe Schwierigkeiten dar⸗ 
bietet. Die Gerüchte über die Löſung der Kriſis ſind verfrüht, 
gewiß iſt nur, daß Minghetti mit dem Könige die Frage wegen 
Berufung eines Geſchäftsminiſteriums erörterte und daß ſich die 
Präſidenten des Senats und der Deputirtenkammer für eine ſchleu⸗ 
nige Auflöſung der Kammer ausſprachen. Der König hat noch 
keine Entſchließung gefaßt; mehrere Präfekten ſind in Folge Be⸗ 
rufung ſeitens des Miniſteriums hier eingetroffen. Sella und 
Ricaſoli ſind ebenfalls hier angekommen. 

Rom, 2. Mai. Der König konferirte geſtern auch mit 
Cairoli und Depretis. Alsdann fand ein Miniſterrath ſtatt. Es 
heißt, das gegenwärtige Miniſterium werde im Amte bleiben und 
allgemeine Wahlen anberaumen. 


Berlin, 3. Mai. (Spezialtelegramm der „Poſener Ztg.“) 
Hamburg hat beim Bundesrath gegen den preußiſchen Antrag 
auf Einverleibung St. Paulis in das Zollgebiet proteſtirt und 
beantragt, die Einverleibung nicht ohne Einwilligung des Senats 
zu vollziehen, auch über den Antrag vor der Abſtimmung über 
den preußiſchen zu beſchließen. 


Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Poſen. — 
Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übermmmt die Redaktion ſeine Verantwor ung 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Mai 1880. 


Datum Barometer auf 0 emp 

Gr. reduz. in mm Win d. Wetter. i. Celſ 
Stunde 82 m Seehöhe. Grad 
1. Nachm. 2 758,8 N ſchwach halb bedeckt 14,2 
1. Abnds. 10 757,8 NO ſchwach wolkenlos + 7,7 
2. Morgs. 6 757,1 O ſchwach wo kenlos + 5,5 
2. Nachm. 2 754,5 SO got wolkenlos +14,9 
2. Abnds. 10 V O lebhaft bewölkt ＋ 10,2 
3. M O Hot heiter + 8,3 


Aberdeen 151,9 ſtill wolkenlos 
Kopenhagen 762,5 NW leicht bedeckt 9,0 
Stockholm 762,3 S leicht Dunſt 8,6 
aparanda. 758,7 S leicht halb. bed. 3,0 
Petersburg. 763,4 W leicht edeckt 22 
Moskau. 163,3 W ſtill Schnee 1,2 
Cork 759,9 N mäßig Regen 1) 6,7 
Breſt. 759,3 NND leicht wolkenlos 6.4 
delder 761,1 NND leicht bedeckt 6,2 
S 763,2 NW ſtill wolkig 6.0 
Kamburg 762.9 N leicht heiter 2) 7,2 
Swinemünde 762,7 EE mut wolkenlos ) 11,0 
Neufahrwaſſer 765,1 S leicht bedeckt 11,0 
Memel 764.9 Sd ſchw. halb bed. 7,9 
Paris. 157,6 NND mt bedeckt 6,2 
Krefeld fehlt g 
Karlsruhe 757,6 NO leicht Regen 8,4 
Wiesbaden 759,8 NO ſchwach bedeckt 11,0 
Kafiel . 759,8 RO ſtill wolkenlos *) 10,3 
München 757,9 O mäßig bedeckt 6,9 
Leipzig 761,2 Q leicht heiter 9,5 
Berlin 762,6 D Dm wolkenlos 11,6 
Wien 761,2 SO ſtill egen 7,0 
Breslau 763,8 Od mäßig wolkenlos | 92 


) Seegang mäßig. ) Früh Nebel.) 


Schwacher Reif. d R 
Ueberſicht der Witterung. 
Das barometriſche Maximum lagert heute über dem nordöſtlichen 
Central⸗Europa, während Süd⸗Europa, wie ſeit mehreren Tagen, ein 
Gebiet niederen Druckes mit trübem, ſtellenweiſe regneriſchem Wetter 
bildet. Die Druck⸗Differenzen ſind jedoch allgemein gering, jo daß die 
Atmoſphäre über ganz Europa in geringer Bewegung und die Tem⸗ 
peratur im Steigen begriffen iſt, in Deutſchland hat letztere vielfach 
ihren normalen Werth bereits überſchritten. 
. Deutſche Seewarte. 


2) Neblig, Thau. 


Waſſerſtand der Warthe. 
Poſen, am 30. zn Mittags 1,38 Meter. 
P e ai e 134 = 
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Telegrapyiſche Vörſenberichte. 
Fonds ⸗Courſe. 

Frankfurt a. M., 1. Mai. (Schluß⸗Courſe.) Luſtlos. 

Lond. Wechſel 20,446. Pariſer do. 80,92. Wiener do. 17045 K.⸗M.⸗ 
St. ⸗A. 1464. Rheiniſche do. 1588. Heff. 1 2 K.⸗M.⸗ 
132%. Reichsanl. 993. Reichsbank 1508. Darmſtb. 1434, 
B. 94}. Oeſt.⸗ung. Bf. 714,00. Kreditaktien“) 235. Siſberrente 621. 
Papierrente 62. Goldrente 75%. Ung. Goldrente 893. 1860er Looſe 
1243. 1864er Looſe 312,00. Ung. Staatsl. 211.50. do. Oſtb.⸗Obl. II. 
833. Böhm. Weſtbahn 1893. Eliſabethb. 159. Nordweſtb. 137 f. 
Galizier 2234. Franzoſen “) 2354. Lombarden“) 734. Italiener 

, 1877er Ruſſen 904. U. Orientanl. 603. Zentr.⸗Paciſic 1093. 
Diskonto⸗Kommandit —. Elbthalbahn —. 

. Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 2343, Franzoſen 255. Ga⸗ 
lizier 2241, ungariihe Goldrente —, Orientanleihe —, 1860er 
Looſe —, UI. Orientanleihe —, Lombarden —, Schweizer. Zentral⸗ 
bahn —, Mainz⸗Ludwigshafen —, 1877er Ruſſen — 


) per medio reſp. per ultimo. 

Frankfurt a. M., 30. April. Effekten⸗ Sozietät. 
234}, Franzoſen 2351, 8Lombarden —, 1860er Looſe 1248, Galizier 
—, öſterreich. Silberrente —, ungariſche Goldrente wi I. Orientan⸗ 
leihe Dh öſterr. Goldrente 38. Papierrente —, III. Brientanleihe —, 
1877er Ruſſen 903. Meininger Bank —. Still. 
2 ge S = 155 5 = von auswärts gemel⸗ 
eten hohen Kurſe 5 ichte Prolongation ſtimmten die 
günftig, Spekulationspapiere und Renten hö 0 abe 


Kreditaktien 


e ierrente 
—,—, Galizier 264,00, öſterr. Goldrente —.—, ungar W 


105,677 


S 


n, eine 
laten. a 


Ung. Goldrente 
bardiſche Ei 
de 18 


London, 1. Mai. Des Banktages wegen heute keine Börſe. 
Newyvork, 1 Mai. (Schlußkurſe.) Wechſel auf London in Gold 
4704 andert Anleihe don 1877 107k, Erbe Bahn 227 ale 102% , 
4pCt. n Erie⸗Ba e Paci j 
1123, Nenner Gentralhabn 1304. 1 W 
10 7 a ei Staaten 9. im vergangenen Monat 
um 12,080, ou. abgenommen. Im Staaisfchate S 
alt, April 199,460,000 Doll = dane ` 
. ` Produkten⸗Courſe. Jg 
Köln, 1. Mai. (Getreidemarkt.) Weizen biefiger loco 3,75, 
fremder loco 24,00, pr. Mai 23,10, pr. Juli 21,55. pr. November 
20,15. Roggen loco 20,09, per Mai 17,35, pr. Juli 16,20. pr. Nor — 
vember 15,50. Hafer loco 15,50. Rüböl loco 27,10, pr. Mai 27.00, 
pr. Oktober 28,60. ` 
be 
Breslau, 1. Mai. (Amtlicher Produtten⸗Borſen⸗ Bericht.) Te 
Roggen: (per 2000 Pfd.) niedriger, Gekündigt 7000 Zentner. 
Abgelaufene Kündigſch. — per Mai und per Mai⸗Juni 166—4,50 bez. K 
per Juni⸗Juli 167—6,50 bez. per Juli⸗Auguſt 158,-- Br. per Sat: 
September —, per September⸗Oktober 153,50 Br. KR 
Weizen: Getundigt 200 Ctr. per Moi 215,— Br. per Mai⸗Jun f 
215,— Br. per Juni⸗Juli 218 Br. H me 
Petroleum: per 100 Klgr. loko 27 Br. per Mai — per Mai-Juni 


Hafer: Get. 2000 Ctr. per Mai 149,.—Br. per Mai⸗Juni 149, — 
GË Juni⸗Juli 151 Br. per Auguſt⸗September —, per September⸗ 


Er — 
reg Ga KS Ce GE Loko 54,50 B M A 
I: uge, Gek. — Zentner, Loko 54, r. per Mai S 
per Mai⸗Juni 53,— Br. per Juni⸗Juli 53,75 Br. per Septen 
3 per Oktober⸗November 55,75 Br. per November⸗ 


Oktober 55,25 
Er 
Loko — — per Mat 


C 
N; 


Dezember 56,25 Br. g 
Spiritus: matter, Gekündigt —.— Liter, 


u. per Mai⸗Juni 60,10 Le, per Juni⸗Juli 60,50 Br. G 
61,50 Gd Net Auguſt⸗September 61.60 —50 bez. ag — 


Oktober 56 Gd. 
Zink: ohne Umſatz. Die Bärſenlomm'ſſion. 


—— ——— — — > 

Geſtern früh D Uhr iſt unſer lieber Will Zeien 

im Alter von 8 Ge 10 Monaten gesorgt Wie ee N 
Pofen, den 3. Mai 1880. 


Senats⸗Präſident Lohmann 


5 d und Frau. 7 
Beerdigung: Dienſtag, den 4. Mai, re 4 Uhr. a 
B. Heilbroun’s & 


Volksgarten⸗Theater. 
5 Montag, den 3. Mai c.: 
Erſtes Auftreten des berühmten Konzert⸗Malers Herrn 
SÉ Leon ENER E 
Jeder Theaterbeſucher erhält koſtenfrei ein Loos, und werden die 
von Herrn Halbach gemalten Bilder nach der Vorſtellung verlooſt. 
Die Direktion. 


e 
B. Heilbronn. 


e RER ET E EE race, 
WK 8 N 2 Immer Van N a o 3 
BE ZC? Gd e den, WC A E 2 5 L 2 Kë 
h Li 
verpool, 1. Mai. (Offizielle Notirungen.) 
Upland good ordin. 5 Oſt⸗ und Meftpreußif 0 
Mobile wt 6, 5 8 e Bee 1 0 en Eu SE SE Zen 160 48 10 bes, Gal 10 ee 160 ge 162 je, | per Geptember-Ditober 57681 bezahlt. Getundigt 810,00 Lite) 
ow middl. 644, | de EU Die per Apri 45 9 61,3 
do. middl. Gr. middl. fair Orleans "73. Pernam“ fair 7%, Santos | 1 451 den April: Ma. — bez., per SE Se 1457 bez., per Juni⸗Juli 1. bez. G. 8.3.) 
air —, Bahia fair —, Maceio fair 74, Maranham fair 74, | Sept 71 Sto i⸗Auguſt 1427 B. per Auguſt⸗Sept. — ber, per + a & ioun Mai. (An der Börſe.) Wetter: Klare Luft. 
ian brown middl. 64 do. fair 74, do. good Wë 74, do. white preis 1454 ber 1140 bez. Gekündigt 8000 Ztr. Regulirungs⸗ Wenen fl eee 28:8: e 

SC —, do. fair 7, do. good fair 7}, d ©. Broch fair — bis en Bl — Exbfen ver 1000 Kilo. Kochwaere 170 | meißer Ca Zë . Mk, ber Mal, bio gelber inlänbifcher 205-210 B 

(ai Sr middl. 38, do. good widr A8. do. middl. fair 5, do. loko 137143 bez SEH 180 bis 168 M. — Mais per 1000 Kilo] Br. u. Gd per Ju Sun a SE 

SEN be EA KEE a ENEE E 

„ ir —, D en me A R and 

5, Madras kinnerelly fair —, do. do. good fair 68, zi Gë brutto, 00: 31.50 — 29,00 M., 2800 ES e ei bis 172 Mk., ruſſiſcher 165170 Mk., per Mai⸗Juni 1035 f den bez. 

fair 54, do. do. good fair . 20 2375 5 8 Ronnenmebl incl. ‚Sat. 500 28,00 bla 26.00 M. 1400 W 68. 158—157 Mk. bez., per September⸗Oktober 

E ðVſꝙuwVꝙꝙ(ãͥ² PPP... ꝛ ² ——.. TEE TERN ur 

2950 be, ber get 45 5 ER: A ver e e e eee ee e ee Rile loco feine See, 165 
S SSES Kë Juni 2545295. bezahlt, Juni⸗Juli 23,20 erbruch 163 M. — Hafer ſtille. per 1000 Kilo 
Produkten -Vörſe. bis 23,15 bezahlt, per Juli⸗Auguſt 22,85— 22.75 un Getündigt — loco inländiſcher 142—145 M., feiner pomm. 146—150 Mk. — Erbſen 
Berlin, 1. Mal. Wind: Nord. W entner. Regulirungspreis — bezahlt. — Deifaar per 1000 Se 8 — — Winterrübſen matter, per 1000 Kilo ver Mai 242 Mk. 
1000 Kilo loto? SE 235 5 N. nach Dualilät gefedert 5 "ae, St 0240 M. S. 1 St Ze "e 1 N ohne Jie bei diener 54 e 8 1 Mat SCHAN EH 
r S. D. — be Ge Koetz eiten 54,5 r. 
ber San a 0 2 A per au 216.215.217“ ber, | per 100 ie et ohme aß 53,8 Be e E ee E Zeta 56 ME bez. 1 Br.. ia 
EN per Gen CH Sg 19711987 belt toben 20120012023 N per April 54.4 54,0 bez., per April⸗Mai u 545 54,0 a: Er Ge per doe 5 pCt. loto e Faß 60,8 Mk. bez. 
digt 7000 Jentner. Deenen A ea eg Ri Nun, Eier e, bezahlt, per e Deg 623 M. E der Auna Septen KA per 
1000 Kilo an 170 bis 179 M. nach Gei) gefordert. 9 fi bez., per Okt. „Nov. — M., pt. — bea „DO. 57,4 bis 57,1 September⸗Oktober 57,6 M. B e uguſt⸗September do., per 
171 l län) — N. aß Bahn ber Hochſein . N. ab ai beg. Getündigt Si, En e D Novbr.⸗ Dezember 57,7—57,8—57,5 Weizen, 1000 Str. Hafer, 2000 u. Gd. — Angemeldet: 7000 Itr. 
bes, fi M. ab Bahn bezablt, der Mat 169 —171bez, per Mai- per, 100 Kilo lolo 61 M. aeg g — bn, — Seindl | 70,000 Liter Spiritus. — Regul a a faber 
mi 1655—167$ bez. G., per Juni⸗Juli 1614—163 — 162% bezahlt, ie 24,3 M., per April ee. Petroleum ver 100 File lofo | 162,5 M. Hafer 144.5 M., rg Teen 206 A. Ro 
iluguft, 155—156— 155% bez, ver Auguff⸗ September — be ber T bez, ver Jun Jul! — M. Avril Dat 231 ©, per Zon | ritus 60, = ien 242 2 ö 52,75 d. 
d A per 3, per Juni⸗Juli — & > us 60,8 Mt. Petroleum lolo 7,4 9 
0 Dt re ya an bez. — Gekündigt — Zentner. Re⸗ kündigt — Zentner. 3 S 1 Cer: 7,65 M. tr. bez., Regulirungspreis 7,4 ie Pet bei. alte wlan 
greng ` M. Ae, Brit, er 1000 äs Ioto 100-203 | Pt 100 Liter lolo ohne Faß 61,5 bez, ver Moi 60,7—61,6 bezahlt, Heutiger Landmarkt. Wenden 210-219 M, Roggen 173-177) 
elt eg Suter per 1000 Klo e 146-167 nach Dual, | Bet Mat- Jun: 60,7—-81,6 eet, per Nun: Juli 61,5--624 bezahlt, ver | äi dl 58.72 M., el 26. iso M. Vote 165-172 
50 bis 158 bezahlt, Pommerſcher 160 bis 163 | Juli⸗Auguſt 62,5—63,2’besablt, per Auguft-September 62,5—63,1 ben. M.. Kartoffeln 55—72 M., Heu 2573 Mark, ee M. 
Berlin, 1. Mai. Bei Eröffnung des heutigen Verkehrs hatt — 
pen Anſchein, als welle ſich vie Spekulation 9 rkehrs hatte es | Da es an reger Kaufluſt zu den geſtiegenen Kurſen fehlte d 
; ganz von dem Einfluſſe] dieſelben d „ſo wurden | Prozent. Im übrigen blieb der Verkehr ſehr b 

1110 Send | Blum ern (me. Ser Schalten, Kim. A, | tus, Anlagemete een nu oma Ak m 

Verkehr feſt eröffnen. Selbſt Laurahütte 11 Dort in 05 engen iſenbahnaktien und Bankpapiere, unter denen die ſpekulativen, nament⸗ ländiſche Eisenbahn- bi ee ee e eee 

wurden über die geſtrigen hohen Schlußkurſe bezahlt, und Kredit len lich Mainzer und Bergijche, Rechte Oderufer, Freiburger und Ober- | Mitte der Börſe VS igationen waren mäßig belebt. Gegen die 

bedangen 1 M. mehr. Auch Lombarden, bei denen A E itaktien Jidd, jo wie Seid ra Deutſche Bank und Diskonto⸗Komman⸗feſt waren Kred 10 ën efeſtigte ſich die Haltung aufs Neue; beſonders 
des Coupons 8 M. zugeſchlagen wurden, hoben fich 5 gen ne dit⸗Antheile auf etwas höhere Kurſe mäßig rege umgeſetzt wurden. Gerücht, daß ap e Ai und Oberſchleſiſche, letztere angebeblich auf das 
hatte diese Feſtigteit, Er fe de m och J Still, aber ziemlich feit, lagen Renten; ungariſche Goldrente fand | man Franzoſe 77 lktien zur 8 kommen. Per Ultimo notirte 
der Kontremine gründete, ſchon bald nuch 12 Abt Se Cen SC Wer bitten Orr 11 wen blieben unverändert; zu dem Aiken 471.0560 Ee Se 8 5 Kredite) 

e Ger entanleihe kam ein Couponzuſchlag von 0,90 bis 1 | bis 169 bis 9,75. Kane eet) 
Jonds⸗ H Aktien: Börfe omm. H. ⸗B. 1.120 5 104.90 b Bank- u. Kredit- Aktien, nb 

De . do. II. IV. 110 104.10 Baie e ee ee e eee E, Ve eee 
erlin, den 1. Mai 1880. Poren. II. rt. 10015 | 98,75 65 & [BL bent. ep, | 13,25 G ene KOCH 8 120,30 b5 © Zuch 2 2 
Preußiſche Buse und Geld⸗ (ee B.⸗C⸗H.⸗Br. rz. 5 108,00 G.  1B8.1.Spritzußr.=9.14 | 46, 20 bn G Fergie Sain er d SEN b Le er Ee 
urſe. b. do. 100 15 102.75 G Berl. Hand 3 -Unftrutbahn 5 

H E 441106,10 B do. do. 115 1441105,00 G bb. Ee e F 10300 U d Sechs ER 4 116,20 bz Tilſit⸗Inſterburg 5 83.00 G SC ane CH ` 

ee LEE er r DB 3 Sera, 11925 16 

Staats⸗Schuldſch. 3 96,25 b) do. der u. 20 4410660 bs El Ae 18 „. 14,50 63 G Dein Sontag 2 1206.00 bi Eiſenbahn? Prioritäts⸗ 0 III 100 ae 

SC SE 2 19550 K 15 GEZ 73) 5 106.52 G Loburg er SE 486,80 bz Beier Stettin. Su 2 11400 d 8 en: aa, 277 30 B Oſtpreuß 2, a 44 102.50 8 

e Eech a 5 Säin, Wechslerbant|4 99,2 b Ee 2.109 ) 431101,30 B. itt. Bu 
do. 33 94,00 G véi Kos G 9 55 4103,30 bz G & resl.⸗Schw.⸗Frbg. 4 109,10 bz II. 5 102,50 bah f ai 
éi, d. B. gr 4410200 8 015110570 b Koamnrläbter Sant 14 113,50 Cöln-Vänden 6 1146,75 55 © e de. ee ee een 

e ee e, ee ee 

8 ö 0. Deſſauer Creditb. 5 E e 9 ? 
d ge? . Gentsal 3 908 0 Stee Nat. Hyp. 5 1101,00 6 5 Banbesbant 4 11750 8 G ee 5 4 a Ge v. St. $ 30 99 St 1 dé D 191,80 56 

SE Kenner. 3 aen ite 9 83 deals Sant "` H 13920 d © MRänfitdsRofener. | 3030 65 © de. Do. Lift 0% do. v. 1862, 6401,80 boch 

E EEN BR fengtide Obligat. 5 107.70 bz bo. dene nne 10975 d ` Wise. EH 14630 bé béis id 44 do. v. 1865 (101.80 Go 
do. 4 100,25 bz G Pr 55 mp. ont 91,90 05° aneren MR 05 via do. 1869, 71, 73441101, bf G 
do. neue 102, 90 b usländiſche Fonds. D. eichsbank. D 150, 75 do. d 1. CPI 1 do. v. 5 00.40 
g Brandbg. Ered. D SS per. ac 188] 0 100, „60 bz © GE 1 81 95 G ane Bit 00 B 5 Vë Gi CN GER vi ee 8 Ri 10590 6 
SE SE ad 990 55 G J. do. Ss. (hund, 5 101,00. © Ze Se 4 186.35 6 Gd 2640 bag 1.4 5 Salem. Holten AA 2 
Sein ey ! an nd Ch EE Di Se ee 
mmerjche ; 9 065 90 B Kotor. Goldrente 4 | 75.90 b Ban (Hübner) 14 5 55 154,00 bz if H N 
4710200 be & do. Pap. Rente H 62.10 d Cl weng ee 1400.60 6 ſtpreuß. Sürbahn 55,50 bz G 4 IV. 1431103,10 & 
gu, neue 4 | 99,50 $ > Ee 62.40 bz do. Discontob. 4 | 91.00 10 5 e ‚Doeruferh 4 18880 bz 4103,10 G 
3 4 einiſ 4 60 Däi 

Schleſiſche altl. 33 Ee e RE e Vë 640 e n St gar 9025 at x 

do. alte A. u. C. 43 Oé Weg A. v. 18045 124.25 bz n 14 7450 8 Nhein⸗Nahebahn 4 | 15,00 bz G Ausländiſche Prioritäten. 

do neue A. u. 6. 14 De AB 0. 89.30 D Meng. Veit D | 94.80 bg Guter n 1979 2 Siet Zeien | 86.10 un G 

79 55 W 4 99.60 5 8 do. St. Gib. Alt 5 89. 90 SCH do. Hupotbekenbk 4 | 91,75 04 Meer hr St. gar. 4 ig? d 3 d Seet D 

do. N ri 100.50 d 6 do. Soch — 210,10 E Ban ee do.Lit.C. v. St gar. 4105,10 bz d Tit B. do. Se o 5 880 e 
do. II. Serie 5 E Sach 6 Nordd. Grundkredit 4 | 56,00 G Weimar⸗Geraer 45 52,80 bz Berlin⸗Görlitz 5 1102,70 B do do. IV. 5 2 | 
do mut 0 „ do. de. Heine eier. Nrebit NER e do. Län. B. 11101. 0 ſeemberg⸗Cernom 1% | 76,40 hä ` 
Rentenbriefe: 2 D iolieniiche Rente 5 | 83,75 55 | eh Zeen CS A IA bahn d 22500 pn d baten, D (299 @ 11 1. | 81,60 b3 @ 
entenbriefe: b da 75 bz [Poſen. Landwirthſchſ4 67 50 d mſterd.⸗Rotterd. 4 1200 60 05 D e II. 4 99,60 G 5 III. 5 75,30 55 & 
Aur: u. Neumärl, |4 100,1 06 Sc — N. ` PoſenerProv.⸗Bankſa 111,50 G SE: "Zenit 4 194,00 hu 05 Ep. II. 1102,10 o IV. 5 74.10 56 
Se S 99899 Finnische Loose 50.00 G e Su e 47,30 bz ke 2 5 er anecht Ka 99 90 6 mm SCH 1 Kl 28,50 
Preußiſch 4 1100.00 G Ruff, Cent. Bod. 5 | 77,75 b5 k ZE: ant-Anth. 43 Breſt⸗Kiew 4 do. do. 5.410 2,00 be ee ege 5 
En DEE marke ERBE tt Een, Eens hei, 1008 Pimgmeimge 2 
` a 5 * “ 2 ` 0 5 
Saleſſae 4.110000 W uf. ng 1870 Ge RR 10,10 b5 Gi Sana Nofepb 15 715085 6 do. do. 4 99,60 G Deftert. Si 1805 9 0430 %% 
S : Ruf. conſ. A. 18715 | 88,50 b Sächſiſche Bank ` |4 11850 G G ge dën E 6 en A do. „ do.. I 99,60 G Em.]s 10430 b 
ouvereignes 20,43 bz e "18725 88.50 b ` koonten), Banto.|4 91,75 bat Rai ard Bahn 6 40 bz do. IV. v. St. g. 43/100, 00 G S Korb 5 57.25 
0. fen 16,18 bz 0 . 25 0 b Schlef Bankverein 4 103.50 d 8 aſchau⸗Oderberg 5 5400 bz GJ do do. 4 99,60 B JOeſt. Nrdwſtb. Lit. B05 84, ? 
5 8 187 9020 d ldd Bovenfrenit 4 180,50 d Een 4 1930 N 4 do. Gelb-rionit.b| 0 

Bulle 1067 G | N e e 5 7975 04 8 ne e 0 Frech. (kaſchau⸗Oderb gar. 9 | 74,75 b & 

an 8 i 6,67 & do. Pr. A. Bier 2 d Indnſtrle + Aktien de ⸗Ludwigsh. 4 | 98,90 bz do. do. Litt. G. 47 ronpr. Rud.⸗Bahn ß | 81,00 5 G 

* Banknoten ec I u v. 1866 5 5 148,40 o ie Kë 14 Ex bz Def en 5 50 25 7 hi 19270 8 80 8 ai 80,60 © 

do. l Sen ` wie (e Së 3. El, 5 61,90 bi Deuce angel. 0 H d ech B. 3 1275,00 bz do. 1876 15 1000 5% ab- a pr. 4 SZ 

anzöſ. Bantnot. 95 be do. Pol. Ce 85 0 3 tsch Eiſend⸗Bau 4 | 475 ba 0. Ca, B. 5 Vier bat [Cöln⸗Minden IV. 4 99,40 d Reichenb.⸗Pardubitz 5 80,00 G 
oe, Zon, 179,50 bz SSC dengel ſch. Stahl⸗ u. Eis. 4 e 45 55,00 bz do. do. VA 99,0 B [Sudöſterr. (Lomb.) 3 1269.00 ke B 
Au aus Ve Pfdbr. III. E. 5 65,70 B Donnersmardhütte\d 57.90 63 G Nlask⸗Wyas ee ee do. do. I. 410200 b o. do. neueſs 269,70 bz B 
Ni. ee — — 4 dei 90 bz . 5 D Dortmunder Union! | 11,75 bz ern 415990 b len Ri 109,90 d do. wiën ` 
8. 3 Egells 3 A 33.25 22 6 0. O. 45103 do do. 1876 
„ Dän, an e DÉI H e,, eee, IS AIS n ia ns IS e 
Sa 25 bz ' ioraj.Charlottenb./4 Br 2 0 o. I do. do. 187816 
Pr. A. v 67. 4 133,50 bz B do. „ de. v. 18090 Gm Roßm. dé | . 21.50 bz G d 10 05 
Bis 0 5 0. DI do. do. Oblig. 5 
, ln alten, Ina Wee, HUES 
Hraunſchw. Buhl 97.25 bn 8 *) Bechjel-iSourie. Georg⸗Marienbütte! 1100,00 mn G [Vorarlberger e Sot 9410100 n ep, 2 2040 BA 
= K 9 ibe t Nora . o. do. de 1865 4101,00 G do. in Lſtr. a 20 405 

—.— 5 — Së — 4 4 19300 90 e 10 5 201 1 10 bh en E Gier 8 G e ien I ba 75 A Bi ‚do. de, 1878 410100 G erden. Sit 5 

e t ff 

SCH Lë 1 / 119,60 ps B bin 100 5 SS 89 90 b CLaurahütte 1 113.25 056 N | d e do. Wittenberge 4 Koslor-Woron,Vb.5: | 81,90 bsc 

SCH v. 186613 0 DD Big. Btpl. 100 5.3 T. „05 bi xuiſe Tiefb.⸗Z raw. | 5975 bz B Berlin⸗Görli 5 5 8 550 55 55 G 85,00 G Ne 5 93.10 Kë 

gn GE Ge 1 6 Sn 108.28 2 . Nabe Bergw. J 126.75 bz G [Breslau⸗ Warschau 4 | 2,%0 bz G Ge Dart L ar 00 6 N Zi 5330 0 t 

21 E e un: e 5 > E. Al 0 ` = 3 

Mecklenb. Eiſenbſch. 30 91,00 Aa An öl. 5 Hahn Er 170.30 55 ep Sch d. 4 ie 96 e 5 85,75 bz G] do. Obl. I u. 1 4 100,00 B Katia 5 Lë 8 f 

Meiminger Paß, 12400 0 eech, 10 0 2900 H ` Sberſchl. Gi Bed. i 59.10 d f de, II. Serie do. do. in em. | 99,10 0 |MostoNjäjen ` e 1108,60 b5 — 

er Go 4 Ze oa) 21200 d ien ſeeipd⸗Gaſchw. Wes. Oberjlefiice f 61 Mosl⸗Smolenst 5 84.90 05 

SET a 4480) fe ene ee DE An Ai Dan GE en leo a Gy 9 0 0 harsche Lee, 8 % 

do. 5 1108,00 B Jinsfuß der Reichs Bank fürfitedent sgr) Ki SR 5 30.89.50 bz do. D. 4 | 99, kleines 97.00 d 
\ > edenhütte conſ. 1 181. 5.115 9499,40 G o. kleines | 97, 

Die. er, unk. 5 91 55 90. e een n en. Rah Ber. 1 91:00 ca Ja Zeg Ste 5 50.40 6 8 e V Mi 1005 6 eee 1000 SC 
WW. Mein. 5 pol. 1 1410075 tr G Brussel 3 Frankie 4. M 1 Sto Sie: er Ind.! f Nordbauſen⸗Erfurt 5 | 9450 bz B do. 6. 300 e 5 100 DE 
Kr, Kai obw er Lo 4 Vi B AR gr 8 e d 45 103,00 G 0. IV. 100,5 
. We a 5 100 99 15 6 des: Son ‚London 3 AH Unter ch Aude 4 700 0 SS d 920 G > 85 4. 4103,70 B PZarstoe⸗Selo 5 7625 G 4 

or 5 100,60 bz G E. Peterebung 6. Wien 3 et. öl lert Maſchinen! | 51,00 B Zoſen⸗ SH, 73,80 Bi G . v. 1873 4 Ke Ss H 
Druck und Verlag von W. 2 - 
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